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Stellungnahme zum Referentenentwurf der 1. BImSchV 

Mit der Richtlinie VDI 3781 Blatt 4 (2017) liegt ein umfassendes Verfahren für die Be-
stimmung der Schornsteinhöhe unter Berücksichtigung einer ausreichenden Verdün-
nung und eines ungestörten Abtransportes der Abgase mit der freien Luftströmung vor. 
Durch den geplanten §19 (1) Satz 2 und 3 sehen wir diese Richtlinie auch im Referen-
tenentwurf vom 19.01.2021 umgesetzt.  

Mit der neu eingeführten Definition der „firstnahen Austrittsöffnung“ wird für einfache 
Gebäudekonstellationen eine einfache Berechnungsmethode eingeführt. Sobald aber 
Umgebungsbebauung, Topographie oder Dachaufbauten vorliegen, müssen weiterge-
hende Überlegungen angestellt werden.  

Die Entscheidung/Prüfung, ob bei Ausführung des Schornsteins nach § 19 (1) Satz 1 
schädliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, wird dann mit dem geplanten §19 
(1) Satz 2 und 3 jedoch auf den Planer/Schornsteinfeger verlagert. Um diese Prüfung 
durchzuführen, sollte nach Stand der Technik die VDI 3781 Blatt 4 (2017) herangezo-
gen werden. Mit der regelrechten Einführung und Anwendung der Richtlinie VDI 3781 
Blatt 4 (2017) wäre dieser Passus hinfällig. Eine Vereinfachung wie im Referentenent-
wurf, die Definition von „firstnah“ und das Weglassen des Einflusses von Umgebungs-
bebauung und Topographie, wäre damit unnötig. 

In der Funktion als Sachverständige bei Gericht liegen unserem Büro in den zurücklie-
genden Jahren zahlreiche Erfahrungen mit Nachbarschaftsbeschwerden vor, ausgelöst 
durch ungenügend oder ungünstig abgeleitete Schornsteinabgase. Eine nicht fachge-
rechte Anwendung der 1. BImSchV auch in der derzeitigen Fassung des Referenten-
entwurfs (z. B. Weglassen der vorgelagerten Bebauung) wird damit auch zukünftig dazu 
führen, dass Beschwerdelagen (Nachbarschaftsbeschwerden) entstehen. Der Aufwand 
für Nachbesserungen bei eintretenden Beschwerdesituationen ist unserer Meinung 
nach höher einzuschätzen als der Planungsaufwand bei Anwendung der Richtlinie VDI 
3781 Blatt 4 (2017). 

Wenn es Ziel des nun überarbeiteten § 19 der 1. BImSchV ist, die Luftqualität zu ver-
bessern und damit den Gesundheitsschutz zu fördern, sollte diese neue Regelung auch 
dann gelten, wenn zukünftig bei bestehenden Anlagen wesentliche Änderungen vorge-
nommen werden. In vielen Fällen ist es mit geringem Mehraufwand möglich, die Ableit-
bedingungen deutlich zu verbessern. Leider werden die betroffenen Betreiber der Anla-
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gen sehr oft nicht darauf hingewiesen. Bei unverhältnismäßig hohem Modernisierungs-
aufwand (z. B. sehr große Schornsteinverlängerung) lassen sich im Einzelfall sicher 
Sonderregelungen definieren, welche z. B. mit Emissionsverminderung (Filter, emissi-
onsarme moderne Heizkessel o.ä.) verknüpft werden können.  

Die Emissionen aus Kleinfeuerungsanlagen sind als relevanter Immissionsbeitrag er-
kannt und untersucht worden (z. B. 
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/461/publikationen/3787.pdf). Städ-
te und Kommunen reagieren auf die Emissionen und die damit verbundenen Immissio-
nen aus häuslichen Festbrennstofffeuerungen teilweise bereits mit Verwendungsverbo-
ten für feste Brennstoffe in der Bauleitplanung. Mit der Ausweitung der Anpassung der 
Ableitbedingungen in Kombination mit der Verringerung der Emissionen der Bestands-
anlagen an den Stand der Technik und der damit verbundenen Reduktion der Immissi-
onen in der Umgebung der Anlagen wird möglicherweise auch der Entstehung von 
Verbotszonen oder Verwendungsverboten entgegengewirkt.  

Dresden, 12.02.2021 

 

i.A. 
Dipl.-Geogr.  
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